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in diesem Laden mal dringend not-
wendig“, war dabei zu hören. Pohl 
hofft indes auf den Erfolg der von 
14 000 Landwirten unterzeichneten 
Petition, in der gefordert wird, dass 
sämtliche Bergbauern im Allgäu 
von der verpflichteten Gülleausbrin-
gung mit Schlitz-Schleppschlauch- 
oder Schleppschuhverfahren ausge-
nommen werden. „Ziel muss jedoch 
sein, auf Bundesebene eine Länder-

Probleme lösungsorientiert angehen
Umweltminister Thorsten Glauber im Oberallgäu im Gespräch mit Landwirten

Beim ersten dienstlichen Besuch des Bayerischen Umweltministers 
im Oberallgäu: (v. l.) BBV-Bezirkspräsident Alfred Enderle, Staatsminis
ter Thorsten Glauber, Leonie Schäfer vom Landschaftspflegeverband 
Oberallgäu, Landtagsvizepräsident Alexander Hold, Bad Hindelangs 
Bürgermeisterin Dr. Sabine Rödel und MdEP Ulrike Müller.

Oy-Mittelberg/Lks. Oberallgäu 
Nach fünf Monaten im Amt besuch-
te auf Einladung der Europaabgeord-
neten Ulrike Müller der „neue“ Baye-
rische Staatsminister für Umwelt und 
Verbraucherschutz, Thorsten Glau-
ber, erstmalig das Oberallgäu. Bei ei-
nem fachlichen Austausch mit Ver-
tretern der Landwirtschaft wurde 
schnell klar, dass es viele Berührungs-
punkte der heimischen Land- und 
Alpwirtschaft mit den Zuständigkei-
ten des Staatsministers gibt.

Breiten Raum nahm die Thematik 
des Volksbegehrens Artenvielfalt ein. 
Kreisbäuerin Monika Mayer und der 
Vorsitzende des Alpwirtschaftlichen 
Vereins, Franz Hage, waren bei eini-
gen Sitzungen des Runden Tisches 
und der Arbeitsgruppen selbst dabei 
und konnten davon berichten. „Ich 
persönlich hätte eine andere Vorge-
hensweise bevorzugt“, erklärte Glau-
ber mit Blick auf das „Durchwinken“ 
des Gesetzesentwurfes des Volksbe-
gehrens. Er sei überzeugt, dass es 
durchaus möglich gewesen wäre, 
der Bevölkerung die Zusammenhän-
ge zu erklären und damit einen bes-
seren Gegenentwurf erfolgreich zur 
Abstimmung zu stellen. Entgegen 
der Darstellungen in den allgemei-
nen Medien werde es noch erhebliche 
Probleme mit der Behebung der of-
fensichtlichen Mängel des Textes des 
Volksbegehrens über ein sogenann-
tes Begleitgesetz geben. 

Ulrike Müller mahnte hier die 
sorgfältige Beachtung der rechtli-
chen Vorgaben hinsichtlich einer 
Förderschädlichkeit für die bayeri-
schen Umweltprogramme an. „Es 
ist und bleibt Fakt, dass Dinge, die 
in Bayern bereits gesetzlich vorge-
geben sind, nicht mehr über Kulap 
oder VNP gefördert werden können“, 
so Müller. Sie habe sich bereits aus-
führlich bei der EU-Kommission für 
eine Lockerung dieser Vorgaben ein-
gesetzt, allerdings sei hier auf abseh-
bare Zeit keine Änderung möglich.

Mit Blick auf sicherlich kommen-

de weitere Volksbegehren forderte  
BBV-Bezirkspräsident Alfred Ender-
le eine aktive Aufklärung der Bür-
ger über die jeweiligen Inhalte durch 
die Staatsregierung im Vorfeld sol-
cher Abstimmungen. „Volksgesetz-
gebung ist grundsätzlich gut. Aber 
nur ein informiertes Volk kann ver-
nünftig abstimmen“, so Enderle. 
Für den Bauernverband seien 
die letzten Wochen und Monate 
eine extreme Herausforderung 
gewesen. 

Vonseiten der Vermarktung 
sprach AHG-Vorsitzender 
Norbert Meggle die Probleme mit 
den nicht einhaltbaren Vorgaben bei 
Zuchtviehexporten an. „Wir können 
belegen, dass es unseren Tieren auf 
den Transporten gut geht. Wie aber die 
Tiere Jahre später geschlachtet wer-
den, können wir weder wirklich be-
einflussen noch dafür geradestehen“, 
erklärte Meggle. Das große Problem 
mit dem fehlenden Blauzungenimpf-
stoff sprach Bernhard Läufle (Kälber 
EG) an. „Wir brauchen eine Verlän-
gerung der Blutuntersuchungs-Re-
gelung“, so Läufle. Im europäischen 
Parlament sei eine Initiative zur Be-
endigung von Schlachtviehexporten 
auf den Weg gebracht worden. Aller-

sagte Glauber. Mit dem „Aktions-
plan Wolf “ habe die Staatsregierung 
indes mehr Möglichkeiten eröff-
net als alle anderen Bundesländer. 
Auch die Verschärfung der Dünge- 
verordnung, die Probleme mit dem 
freien Betretungsrecht und die zu-
nehmende Bürokratie waren Inhalte 
des Gesprächs. Dass es durchaus auch 
ein sehr gutes und für beide Seiten 
positives Zusammenwirken von Na-
turschutz und Landwirtschaft geben 
kann, ist bei der zuvor abgehaltenen 

Exkursion in die Umgebung 
des Schwarzenberger Wei-
hers deutlich geworden. Stefan 
Pscherer, Geschäftsführer des 
Landschaftspflegeverbandes 
Oberallgäu, hatte gemeinsam 
mit in der Landschaftspflege tä-

tigen Bauernfamilien eine eindrucks-
volle Vorstellung von Spezialmaschi-
nen und -geräten organisiert. 

Von den Landwirten wurden die 
Probleme mit den Abrechnungsvor-
gaben und die fehlenden Anreiz-
komponenten bei der Ausgestaltung 
der Förderrichtlinien erläutert. „Na-
turschutz kann nur mit motivierten 
Landwirten gelingen“, erklärte Psche-
rer. Dass bäuerliche Familien ihren 
Lebensunterhalt erwirtschaften müs-
sen, sei klar. „Wir brauchen aber auch 
die öffentliche Anerkennung und Ak-
zeptanz der Leistungen der Bauern“, 
forderte er. Wenn sich die Land- und 
Alpwirtschaft aus den Flächen zu-
rückziehe, sei die Verbuschung die 
Folge – mit negativen Folgen für die 
Artenvielfalt. Denn gerade die Wild-
bienen sind auf blütenreiche Flächen 
angewiesen. „Wir brauchen nicht 
mehr Bürokraten und Kontrolleure, 
sondern echte Macher und Problem-
löser“, so Pscherer.

Müller und Glauber schlossen ihre 
Visite im Oberallgäu mit einem Be-
such auf der vor zwei Jahren neu er-
bauten Alpe Klank am Hirschberg 
ab. „Der Termin heute war für mich 
sehr wertvoll. Ich konnte heute erle-
ben, dass Kooperationen im Natur-
schutz sehr erfolgreich sein können, 
wenn alle Beteiligten vernünftig mit-
einander umgehen und Probleme lö-
sungsorientiert angegangen werden“, 
lautete das Fazit des Ministers. �

öffnungsklausel zu schaffen“, so der 
Abgeordnete. 

Viele Anregungen zur Reduzie-
rung des Flächenverbrauchs brach-
te Michael Haußer mit Blick auf den 
vierspurigen Ausbau der B 12 vor. 
Für ihn fehlt hier komplett die Wert-
schätzung für landwirtschaftliche 
Flächen. „Beim Flächenverbrauch 
sind eure Parteien leider nicht unse-
re Verbündeten“, so seine Aussage in 

Richtung der beiden Abgeordneten. 
Diese machten übereinstimmend 
auf die Sicherheitsvorschriften im 
Straßenbau aufmerksam. Angelika 
Schorer versprach, sich dafür ein-
zusetzen, dass die für den B 12 Aus-
bau notwendigen Ausgleichsflächen 
im Staatswald generiert werden und 
somit landwirtschaftliches Grün-
land erhalten bleibt. Diskutiert wur-
den auch die Themen Grundsteu-

er, Wald und Innenentwicklung der 
Dörfer. Hierbei wünschte sich Kraf-
tisrieds Bürgermeister Michael Abel 
weniger Bürokratie, Vorschriften und 
Verordnungen. Am Ende bat Kreis-
bäuerin Carina Fischer die Politiker, 
beim Begleitgesetz zum Volkbegeh-
ren klar Stellung für die Bäuerinnen 
und Bauern zu beziehen, „denn wir 
brauchen Verbündete“.�
� Margarete Schreyer

dings sei auch klar darauf hingewie-
sen worden, dass Zuchtviehexporte 
weiter möglich sein müssen, erklär-
te Müller. Einig waren sich an dieser 
Stelle alle Diskutanten, dass es eine 
wichtige Aufgabe der Staatsregierung 
sei, die Bevölkerung über die fachli-
chen Hintergründe landwirtschaft-

licher Produktion und Tierhaltung 
aufzuklären. Auf den Punkt brachte 
es der Oberallgäuer Maschinenring-
Vorsitzende Florian Hierl: „Fachlich-
keit und nicht Ideologie muss Richt-
schnur politischen Handelns sein.“

Franz Hage, der Vorsitzende des 
Alpwirtschaftlichen Vereins im All-
gäu (AVA), schilderte eindrück-
lich die Probleme der Weidetierhal-
ter mit dem „Raubtier“ Wolf. Müller 
und Glauber bedauerten, dass sich 
die Bundesregierung bei einer wich-
tigen Abstimmung zur Absenkung 
des Schutzstatus des Wolfes enthalten 
habe. „Wir sind an die rechtlichen Vor-
gaben von EU und Bund gebunden“, 

„Fachlichkeit und nicht 
Ideologie muss die Richtschnur 

politischen Handelns sein.“
MR-Vorsitzender Florian Hierl


